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Rechtssatz 

Im Hinblick auf § 6 Abs 1 lit c Tir NatSchG 1991 und § 6 Abs 1 lit e Tir NatSchG 1991 kann die Auffassung 
nicht geteilt werden, es bestehe schon deshalb eine Bewilligungspflicht nach § 6 Abs 1 lit c Tir NatSchG 1991, 
weil es "bautechnisch unerläßlich" sei, daß "gewisse Teile (neu) errichtet werden". Für die Abgrenzung zwischen 
"Errichtung" (§ 6 Abs 1 lit c Tir NatSchG 1991) und "Änderung" (§ 6 Abs 1 lit e Tir NatSchG 1991) ist nicht 
maßgeblich, ob neue Bauteile verwendet werden, denn nach dem Gesetz fallen selbst solche Umbaumaßnahmen 
unter den Begriff der "Änderung", die das äußere Erscheinungsbild der Anlage erheblich verändern, was 
typischerweise mit der Verwendung weiterer Bauteile im Zusammenhang stehen wird. Angesichts dieser durch § 
6 Abs 1 lit e Tir NatSchG 1991 gegebenen weiten Umfanges des Begriffes der "Änderung" verbleibt - im Falle 
des Vorhandenseins einer bestehenden Anlage - für den Begriff der "Errichtung" nur in jenem Fall ein 
Anwendungsbereich, in dem eine neue Anlage errichtet wird. 


